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Rechtsanwalt
Dr. Lars Kölling

von Rotthege
Quelle: Rotthege, Urheber: Michael Neuhaus

Mietrecht. Sieht der Mietvertrag vor, dass
der Vermieter Umbauten durch den Mieter
schriftlich erlaubt, ist keine weitere
schriftliche Vereinbarung der Parteien nötig,
wenn der Vermieter dem Bauantrag des
Mieters schriftlich zustimmt.

KG Berlin, Urteil vom 6. November 2023,
Az. 8 U 10/23

Schriftliche Zustimmung des
Vermieters wahrt die Schriftformm
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DER FALL

In einem langfristigen Mietvertrag über
ein Hotel wurde vereinbart, dass der Ver-
mieter schriftlich zustimmen muss, wenn
derMieter bauliche Veränderungen beab-
sichtigt, dass der Mieter die Kosten und
die Verantwortung für die Maßnahmen
trägt und dass er nach Beendigung des
Mietverhältnisses auf Verlangen des Ver-
mieters den ursprünglichen Zustand der
Mietsache wiederherzustellen hat. Wäh-
rend der Vertragslaufzeit möchte der
Mieter in den Hotelzimmern neue Bäder
einbauen, eine Trennwand zwischen dem

Frühstücksraum und der Rezeption er-
richten und einzelne Wanddurchbrüche
vornehmen. Der Mieter holt für diese
baulichen Veränderungen die schriftliche
Zustimmung des Vermieters ein. Einen
Nachtrag zum Mietvertrag, in dem diese
Maßnahmen dokumentiert werden,
schließen die Parteien hingegen nicht ab.
Der Vermieter kündigt später dasMietver-
hältnis ordentlich, da der Mietvertrag
gegen das gesetzliche Schriftformerfor-
dernis des § 550 BGB verstoße. Zu Recht?

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Nein. Die Kündigung war unwirksam, da
kein Schriftformverstoß vorliegt. Die
Schriftform ist dann gewahrt, wenn sich
die für den Abschluss des Mietvertrags
wesentlichen Vertragsbedingungen aus
einer von beiden Parteien unterzeichne-
tenUrkunde ergeben. Entsprechendes gilt
für alle wesentlichen Vertragsänderun-
gen. Treffen die Parteien Vereinbarungen
über Um- und Ausbauarbeiten und da-
rüber, wer diese vornimmt und wer die
Kosten trägt, liegt die Annahme nahe,
dass solche Abreden vertragswesentliche

Bedeutung haben und daher der Schrift-
form unterliegen. Da der Mietvertrag aber
regelt, dass Umbauten der schriftlichen
Zustimmung des Vermieters bedürfen,
und auch Regelungen zur Kostentragung
und Rückbauverpflichtung enthält, ge-
nügte eine einseitige schriftliche Zustim-
mung des Vermieters. Ein Nachtrag zum
Mietvertrag war nicht nötig. Denn hier
geht es nicht um eine zugunsten und
zulasten beider Parteien getroffene Rege-
lung, die nur durch eine zweiseitige Ver-
einbarung geändert werden konnte.
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WAS IST ZU TUN?

Vor der Durchführung von baulichen Ver-
änderungen müssen beide Parteien
immer genau prüfen, ob die Einzelheiten
im Hinblick auf Art, Umfang, Kosten,
Zuständigkeit und Rückbau in einem
Nachtrag festzuhalten sind, umdie gesetz-
lich vorgesehene Schriftform zu wahren.
Nur ausdrücklichmietvertraglich vorgese-

hene einseitige Erklärungen, etwa eine
Optionsausübung zur Verlängerung der
Vertragslaufzeit, eine einseitige Anpas-
sung der indexierten Nettokaltmiete oder
der Nebenkostenvorauszahlung, unterlie-
gen nicht dem Schriftformerfordernis des
§ 550 BGB. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Schellenberg

von Heuking Kühn
Lüer Wojtek

Quelle: HKLW

Vergaberecht. Alternativausschreibungen
für Architektenaufträge sind zulässig. Bei
Zuschlag darf der Auftraggeber offen lassen,
ob das Projekt in Einzelgewerksvergabe oder
als Generalunternehmermodell realisiert
werden soll.

OLG Hamburg, Beschluss vom 20. März 2023,
Az. 1 Verg 3/22

Bei Planervergaben hat der
Auftraggeber viel Spielraum
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DER FALL

Das 23-stöckige Hochhaus des Allgemei-
nenKrankenhausesAltona (AKA) inHam-
burg soll ersetzt werden. Hierzu hat der
Auftraggeber zunächst einen Architekten-
wettbewerb durchgeführt und dann mit
den drei bestplatzierten Bietern verhan-
delt. Im Vertrag hat er sich vorbehalten,
während der Planung zu entscheiden, ob
derNeubau in Einzelgewerksvergabe oder
mit einem Generalunternehmer
verwirklicht wird. Der maßgebliche Zeit-

punkt für diese Entscheidung wurde auf
den Abschluss der Leistungsphase 4, also
der Genehmigungsplanung, festgelegt.
Ein Bieter hat dies gerügt. Er meint, der
Auftraggebermüsse sich bei Zuschlag ent-
scheiden, wie er das Projekt umsetzen
möchte. Diese Frage offen zu lassen,
bürde den Bietern ein unangemessenes
Risiko auf. Der Bieter hat daher in seinem
Angebot einen Risikoaufschlag von 90%
vorgesehen.
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DIE FOLGEN

Das OLG Hamburg ist gegenteiliger Auf-
fassung: Alternativausschreibungen sind
grundsätzlich zulässig. Auftraggeber dür-
fen sich auch nach Zuschlag entscheiden,
welche Realisierungsalternative sie wäh-
len. Ein unangemessenes Risiko wird den
Bietern damit nicht auferlegt, da sie beide
Varianten kalkulieren können. Die Leis-
tung ist ausreichend bestimmt. Mit dem

Beschluss bestätigt das Gericht eine
bereits häufig in der Praxis angewandte
Methode als rechtskonform. Bei großen
Projekten stehen Auftraggeber oft vor der
Frage, ob sie einenGUmit der Ausführung
betrauen können. GU sind auf der Grund-
lage von Festpreisverträgen tätig und
übernehmen das Risiko der Schnittstel-
lenkoordination bei den Einzelgewerken.
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WAS IST ZU TUN?

Sowohl für die GU- als auch für die Einzel-
gewerksrealisierung braucht der Auftrag-
geber eigene Architekten, erst recht bei
einem städtebaulichen Leuchtturmpro-
jekt. Führt die GU-Ausschreibung nicht
zum Erfolg, muss der Auftraggeber die
Bauarbeiten in Einzelgewerksvergabe
beauftragen. Die dafür nötige Unterstüt-
zung bei Planung und Bauausführung
kann sachgerecht nur das ursprünglich
beauftragte Architektenbüro leisten. Ein
Wechsel der Architekten würde zu kaum
beherrschbaren Haftungsabgrenzungs-
fragen und erheblichem Zeitverzug füh-

ren.Deshalbwird verständlich,warumdie
Alternativausschreibung zulässig und
erforderlich ist. Nur wenn sich der Auf-
traggeber vorbehalten darf, ob er die GU-
Variante oder die Einzelgewerksvergabe
wählt, bleibt ihm eine Neuausschreibung
mitten im Projekt erspart. Auftraggeber
sollten die Alternativausschreibung so ge-
stalten, dass sich der Preis für die Einzel-
gewerksvergabe aus dem Vertrag errech-
nen lässt. So wird vermieden, dass im Wer-
tungspreis beide Realisierungsvarianten
addiert werden. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Fabienne Helle
von Bryan Cave
Leighton Paisner

Quelle: BCLP

Steuerrecht. Die Aufhebung der
Grunderwerbsteuer ist auch dann möglich,
wenn die Anzeige des Notars beim
Finanzamt verspätet, aber noch innerhalb
der für den Steuerschuldner geltenden Frist
eingeht.

BFH, Urteil vom 21. Juni 2023,
Az. II R 2/21

BFH urteilt zu Grunderwerbsteuer
bei rückabgewickeltem Kauf
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DER FALL

Die Klägerin war an einer grundbesitzen-
den GmbH mit 90,1% beteiligt, die restli-
chen 9,9% hielt eine AG. Diese verkaufte
ihren Anteil am 22. Dezember 2016 an die
Klägerin. Die laut Satzung der AG erfor-
derliche Zustimmung eines Vorstandmit-
gliedswurde am23. Dezember 2016 erteilt
und dem Notar am 30. Dezember 2016
mitgeteilt. Er übersandte den Vertrag am
gleichen Tag an das Finanzamt für Kör-
perschaftsteuer, teilte den Veräußerungs-
vorgang der Grunderwerbsteuerstelle
aber erst am 12. Januar 2017 mit. Das

Finanzamt setzte daraufhin die Grunder-
werbsteuer fest. Am 12. Juni 2018 übertrug
die Klägerin ihren zuvor erworbenen
Anteil zum gleichen Kaufpreis auf die AG
zurück und beantragte die Aufhebung
des Grunderwerbsteuerbescheids nach
§ 16 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG. Dies lehnte das
Finanzamt ab, da der Notar den Erwerbs-
vorgang erst im Januar 2017 und damit
nicht fristgerecht innerhalb von zwei
Wochen beim Finanzamt angezeigt habe.
Einspruch und Klage blieben erfolglos.
Die Klägerin legte Revision ein.
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DIE FOLGEN

Der Bundesfinanzhof gab der Revision
statt. Es ist unschädlich, wenn der Notar
zwar außerhalb der für ihn ab Beurkun-
dung laufenden Frist die Anzeige erstattet,
diese aber dem Finanzamt innerhalb der
für den Erwerber geltenden Frist zugeht.
Dies gilt auch dann, wenn die Verwirkli-
chung des Erwerbstatbestands von der
Genehmigung einer Vertragspartei
abhängt und diese für die Berechnung der
Fristen für die Anzeigepflicht eines Betei-

ligten maßgebend ist. Der Verlust der
Rechte aus § 16 Abs. 1 und 2 GrEStG darf
nicht an die fehlende Anzeige des Notars
zu einem Zeitpunkt geknüpft werden, in
dem der Erwerbsvorgang des Anteilskaufs
mangels der erforderlichenGenehmigung
einer der Vertragsparteien noch nicht ver-
wirklicht worden ist und deshalb die
Anzeigepflicht des Erwerbers noch nicht
zu laufen begonnen hat.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung des BFH ist begrüßens-
wert. Denn aus ihr ergibt sich zugunsten
der Beteiligten, dass es für die Rückgän-
gigmachung von fiktiven Grundstücks-
erwerben durch Rückerwerb innerhalb
von zwei Jahren ausreicht, wenn die
Anzeige innerhalb der ggf. längeren Frist
für den Erwerber beim Finanzamt ein-
geht. Daraus folgt für die Praxis, dass, falls
die Wirksamkeit eines Grundstückser-

werbs von einer Bedingung abhängig ist –
zum Beispiel einer Genehmigung –, die
Frist für die Anzeige für den Erwerber erst
mit Kenntnisnahme von der Genehmi-
gung beginnt. Dennoch sollte der Notar
denVorgang sofort anzeigen, damit es erst
gar nicht zu einem Streit über die fristge-
rechte Anzeige kommt und so eine even-
tuelle spätere Rückabwicklung problem-
los möglich wird. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Fleckenstein

von Luther
Quelle: Luther

Öffentliches Recht. Eine Wärmepumpe
darf nicht so laut sein, dass sie den
Grundstücksnachbarn unzumutbar
beeinträchtigt. Für die Lärmprognose ist ein
unabhängiges Sachverständigengutachten
erforderlich.

OVG Hamburg, Beschluss vom 7. Juni 2023,
Az. 2 Bs 38/23

Im Genehmigungsverfahren sind
Wärmepumpen zu prüfen
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DER FALL

Die Antragsteller sind Eigentümer eines
mit einem Wohngebäude bebauten
Grundstücks im unbeplanten Innenbe-
reich. Sie wandten sich per Eilantrag
gegen eine Baugenehmigung für die
Errichtung eines Einfamilienhauses mit
Wärmepumpe auf dem Nachbargrund-
stück, die den Beigeladenen im verein-
fachten Genehmigungsverfahren erteilt
wurde. Zur Begründung tragen sie vor,
dass die Baugenehmigung zu unbestimmt
sei, da sie die Art der eingebauten techni-

schen Anlage und den Umfang der Emis-
sionen nicht genau erkennen lasse. Durch
den Einbau der Wärmepumpe mit Aus-
blasöffnung in Richtung ihres Grund-
stücks werde überdies das Rücksichtnah-
megebot verletzt. Das Verwaltungsgericht
Hamburg gab dem Eilantrag zunächst
statt. Nachdem die Baugenehmigungs-
behörde auf Antrag der Bauherren die
Genehmigung zwischenzeitlich geändert
hatte, legten diese gegen den Beschluss
des VG Beschwerde ein.
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DIE FOLGEN

Das Oberverwaltungsgericht Hamburg
gab der Beschwerde statt. Die vom Ver-
waltungsgericht ursprünglich beanstan-
dete Unbestimmtheit ist durch den Ände-
rungsbescheid beseitigt worden, da sich
aus ihm jetzt Modell und Aufstellort der
Wärmepumpe ergeben. Davon abgesehen
ist zwar nicht auszuschließen, dass die
Baugenehmigung mit Blick auf die von
einer Wärmepumpe ausgehenden Lärm-
emissionen tatsächlich keine nachbar-
schützenden Rechte verletzt. Im konkre-

tenFall überwiegt jedochdas Interesseder
Bauherren am sofortigen Vollzug der Bau-
genehmigung. Was den von der Wärme-
pumpe ausgehenden Lärm angeht,
betonte das OVG, dass unabhängig von
der Sonderregelung in der Hamburgi-
schen Bauordnung, nach der diemaßgeb-
liche Norm des Immissionsschutzrechts
(§ 22 BImSchG) im vereinfachten Verfah-
ren nicht zu prüfen ist, stets das baupla-
nungsrechtliche Rücksichtnahmegebot
eingehalten werden muss.
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WAS IST ZU TUN?

Technische Anlagen wie Wärmepumpen
sind nach dem Urteil des OVG im Bauge-
nehmigungsverfahren zu berücksichti-
gen.Dabei sinddieWertungendes Immis-
sionsschutzrechts jedenfalls über das
Rücksichtnahmegebot zu beachten, ein
Bauvorhaben darf keine unzumutbare
Lärmbeeinträchtigung hervorrufen. Er-
forderlich für die Lärmprognose ist aus
Sicht des Gerichts eine belastbare Grund-

lage in Form eines Schallgutachtens eines
unabhängigen Sachverständigen. Eine
Schallberechnung unter Anwendung
eines frei zugänglichen Schallrechners
des Wärmepumpenherstellers genügt
nicht. Eigentümer, die die Errichtung
einer Wärmepumpe planen, sollten dies
bei der Bauantragstellung berücksich-
tigen. (redigiert von Anja Hall)
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